
 

 
        23. Juni 2017 ■ 68. Ausgabe 

Liebe Leserinnen und Leser, 

die SPD-Bundestagsfraktion 

versteht sich als Anwältin der 

Kommunen – diesen Anspruch 

haben wir in dieser Legislaturpe-

riode erfüllt.  

Alle kommunalen Spitzenver-

bände bestätigen uns, dass 

keine Bundesregierung zuvor 

die Kommunen so stark unter-

stützt hat. Das macht auch den 

großen Unterschied zur letzten 

schwarz-gelben Koalition im 

Bund aus. Damals wurden die 

Kommunen massiv belastet.  

Heute hat sich die Finanzlage 

bei den meisten wieder verbes-

sert. Das sind unsere Erfolge in 

der Großen Koalition.  

 

 

 

 

Wir haben viel erreicht für  

 die Stärkung der Kommunen 

bei Sozialausgaben,  

 mehr kommunale  

Investitionen und  

 gleichwertige Lebensverhält-

nisse in unserem Land.  

 

In vielen Feldern wären wir noch 

weiter gegangen, als es mit un-

serem Koalitionspartner mög-

lich war. Es bleiben also Aufga-

ben für die Zukunft.  

Als Abgeordneter arbeite ich in 

der Arbeitsgruppe Kommu-

nalpolitik, die von Bernhard 

Daldrup geleitet wird. Diese 

führt einen intensiven Dialog mit 

den kommunalen Spitzenver-

bänden, den Bundesländern und 

Institutionen wie Sparkassen 

und kommunalen Unterneh-

men. Insbesondere die Stärkung 

der kommunalen Investitions-

kraft und die Zukunft der Da-

seinsvorsorge sind mir an dieser 

Stelle wichtig. 

Trotz aller Widerstände haben 

wir aber eine Menge für die 

Kommunen erreicht. Die jüngs-

ten Zahlen zeigen: Die Entlas-

tung wirkt: Der Investitionsstau 

sinkt, Investitionen steigen, 

Kommunalverschuldung sinkt, 

Kassenkredite sinken und die 

Steuereinnahmen für Kommu-

nen steigen.

http://www.spdfraktion.de/fraktion/arbeitsgruppen/arbeitsgruppe-kommunalpolitik
http://www.spdfraktion.de/fraktion/arbeitsgruppen/arbeitsgruppe-kommunalpolitik
http://www.spdfraktion.de/system/files/documents/web-a6-bilanz-kommunen-062017.pdf


 

Bundeswehrkontingent  

von Incirlik nach Al Azraq verlegen  
 

In dieser Sitzungswoche hat der 

Deutsche Bundestag den ge-

meinsamen Antrag der Re-

gierungskoalition zur Verle-
gung des Bundeswehrkon-

tingents von Incirlik nach Al 
Azraq beraten.  

Da die Bundeswehr eine Parla-

mentsarmee ist, unterliegt sie die 

der Kontrolle des Bundestages. Zur 

Erfüllung seiner verfassungsgemä-

ßen Aufgaben muss der Besuch von 

Mitgliedern des Bundestages bei 

im Auslandseinsatz stationierten 

Soldaten und Soldatinnen grund-

sätzlich möglich sein.  

 

Auf keinen Fall darf der Besuch der 

deutschen Soldaten im Auslands-

einsatz durch Abgeordnete des 

Deutschen Bundestages verhindert 

werden - das muss für die Beglei-

tung eines solchen Mandats uner-

lässlich bleiben.  

Leider ist die Voraussetzung zur 

weiteren Stationierung der Bundes-

wehr in Incirlik nicht gegeben.  

Deshalb hat die Bundesregierung 

nun die notwendigen Konsequen-

zen gezogen und die Verlegung 

des Truppenkontingents von Incir-

lik nach Al Asraq in Jordanien be-

schlossen.  

Die Verlegung soll zügig umgesetzt 

und dabei negative Auswirkungen 

auf die Anti-IS Koalition vermieden 

werden.

 

Staatliche Finanzierung von  

verfassungsfeindlichen Parteien beenden 

Eine wehrhafte Demokratie muss in der Lage sein, 

Feinde der freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

von der staatlichen Parteienfinanzierung auszuschlie-

ßen.  

 

 

 

Auf diesen Weg hat uns das Bundesverfassungsgericht 

ausdrücklich hingewiesen.  

Dies wollen wir jetzt mit einer entsprechen-
den Änderung von Artikel 21 unseres 

Grundgesetzes umsetzen und zugleich die 

daraus folgenden notwendigen einzelge-
setzlichen Änderungen auf den Weg brin-

gen. 

Es ist unerträglich, dass Parteien, die gegen die Demo-

kratie hetzen, die die freiheitliche Grundordnung ver-

achten und extremistisch auftreten und dass auch 

noch unsere Steuergelder dafür verwendet werden.  

Aus diesem Grunde kann ich nicht nachvollziehen, dass 

die Fraktionen der Grünen und der Linke sich in dieser 

recht heftigen Debatte nicht dafür ausgesprochen ha-

ben. 

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/127/1812779.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/127/1812779.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/127/1812779.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/127/1812779.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/127/1812779.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/127/1812779.pdf
http://www.spdfraktion.de/themen/keine-staatliche-finanzierung-verfassungsfeindliche-parteien-0
http://www.spdfraktion.de/themen/keine-staatliche-finanzierung-verfassungsfeindliche-parteien-0
http://www.spdfraktion.de/themen/keine-staatliche-finanzierung-verfassungsfeindliche-parteien-0
http://www.spdfraktion.de/themen/keine-staatliche-finanzierung-verfassungsfeindliche-parteien-0
http://www.spdfraktion.de/themen/keine-staatliche-finanzierung-verfassungsfeindliche-parteien-0
http://www.spdfraktion.de/themen/keine-staatliche-finanzierung-verfassungsfeindliche-parteien-0


 

Bund investiert in Schulsanierung - Endlich 

mehr Investitionen in Bildung und Schulen
 

Auch wenn ich das Gesetz des 

Finanzausgleichs sehr kritisch 

sehe, klar ist, dass viele öffentliche 

Schulen in Deutschland dringend 

saniert und modernisiert werden 

müssen. Eltern, Lehrerinnen und 

Lehrer sowie Schülerinnen und 

Schüler prangern seit Jahren ge-

meinsam diese Zustände an. Durch 

die finanzielle Notlage vieler Städte 

und Gemeinden in Deutschland ha-

ben sich die Probleme sogar noch 

verschärft. 

Schulpolitik ist in Deutschland Sa-

che der Länder. Seit 2006 besteht 

das so genannte Kooperationsver-

bot im Bildungsbereich. Es besagt, 

dass Bund, Länder und Kommunen 

bei Bildungsfragen nicht zusam-

menarbeiten dürfen.  

 

Somit ist es dem Bund beispiels-

weise seitdem auch verwehrt, den 

Ländern Finanzmittel zur Unterstüt-

zung ihrer Aufgaben zur Verfügung 

zu stellen – und das gilt auch für die 

Schulsanierung.  

Die SPD-Bundestagsfraktion stand 

dieser kontraproduktiven Regelung 

von Beginn an kritisch gegenüber 

und hat sich seither dafür einge-

setzt, dieses Kooperationsverbot 

wieder zurückzunehmen.  

In den Verhandlungen über ein Ge-

setzpaket zur Neuordnung des 

bundesstaatlichen Finanzaus-

gleichs ist ihr ein entscheidender 

Schritt gelungen: „Der Bund kann 

den Ländern Finanzhilfen für ge-

samtstaatlich bedeutsame Investiti-

onen der finanzschwachen Ge-

meinden im Bereich der kommuna-

len Bildungsinfrastruktur gewäh-

ren“, so steht es im Gesetzentwurf 

zur Änderung des Grundgesetzes, 

der neue Artikel 104c GG.  

 

 

Und so hat es der Bundestag be-

schlossen. 

 

Mir ist wichtig, dass der Bund in 

gute und moderne Schulen inves-

tieren kann und dass der Bil-

dungserfolg von Kindern nicht 

von der Finanzkraft ihrer Hei-

matgemeinde abhängt.  

Bislang ist dem Bund eine solche 

Kooperation mit den für den Bil-

dungsbereich zuständigen Län-

dern untersagt. Insgesamt 

werden 3,5 Milliarden Euro für 

die Bildungsinfrastruktur in 

finanzschwächeren Kommunen 

zur Verfügung gestellt. 

   

 

Eine große und sehr 

sympathische Gruppe von 

Pensionären, ehemalige 

Eisenbahner aus Hamm, haben 

mich in dieser Sitzungswoche 

im Bundestag besucht. In einem 

persönlichen Gespräch ging es 

um die Verkehrspolitik der 

Bahn und um den 

Bundesverkehrswegeplan, der 

für Hamm und Umgebung 

wichtig ist. 

 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/111/1811131.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/111/1811131.pdf


 

Kinderehen werden verboten 
 

Die Koalition hat einen Ge-

setzentwurf zur Bekämp-
fung von Kinderehen in den 

Bundestag eingebracht.  
Der Bundestag hat dieses Gesetz 

Anfang des Monats beschlossen. 

Demnach soll es künftig nicht mehr 

generell möglich sein, zu heiraten, 

wenn mindestens ein Partner bei 

der Trauung unter 18 Jahre alt ist. 

Bereits geschlossene Ehen, bei de-

nen mindestens ein Partner jünger 

als 16 Jahre ist, sollen stets als nich-

tig eingestuft werden und damit 

ungültig sein. 

 

Bei 16- und 17-Jährigen soll die Ehe 

in der Regel aufgehoben werden 

müssen; das käme im Prinzip einer 

Scheidung gleich. Ausnahmen sol-

len bei dieser Altersgruppe aber 

möglich sein. In solchen Fällen soll 

das Familiengericht nach einer An-

hörung der Minderjährigen und 

des Jugendamtes entscheiden.  

Kinder gehören nach Meinung der 

Sozialdemokratinnen und Sozial-

demokraten nicht vor den Traual-

tar, sondern in die Schule. Wenn 

Kinder zu früh heiraten, können ihr 

Wohl und ihre Entwicklungschan-

cen beeinträchtigt werden. Weil 

auch religiöse Trauungen insbe-

sondere für minderjährige Mäd-

chen einen Bindungsdruck erzeu-

gen, führen wir das Voraustrau-

ungsverbot wieder ein. Wer Min-

derjährige traut, ohne dass zuvor 

eine standesamtliche Trauung 

stattgefunden hat, muss mit einem 

Bußgeld bis zu 5000 Euro rechnen. 

Michaela Engelmeier MdB 

forderte ein Gesetz gegen Kinder-

bräute: „Das Ziel muss es sein, den 

Mädchen Selbstbestimmung und 

Unabhängigkeit vor den Ehepart-

nern zu garantieren. Denn das ist 

ein Menschenrecht, welches unab-

hängig von Alter und Geschlecht 

gelten muss und ist auch im Ein-

klang mit dem Globalen Nachhal-

tigkeitsziel 5: „Geschlechtergleich-

stellung erreichen und alle Frauen 

und Mädchen zur Selbstbestim-

mung befähigen.“  

 

Gewalt gegen Frauen verhüten und bekämpfen

Mit einem neuen Gesetz tritt 

Deutschland einem Übereinkom-

men des Europarates zur Verhü-

tung von Gewalt gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt bei. Damit ver-

pflichten sich die Vertragsstaaten, 

Maßnahmen zur Prävention, zum 

Schutz vor Gewalt, zur Unterstüt-

zung der Opfer sowie rechtliche 

Vorschriften zur Ermittlung und 

Verfolgung von Straftaten umzu-

setzen.  

Jede dritte Frau erlebt mindestens 

einmal in ihrem Leben Gewalt – un-

abhängig von Alter, sozialer Her-

kunft und Nationalität. 2011 hatte 

der Europarat in Istanbul eine 

Übereinkunft beschlossen, die das 

Ziel hat, Gewalt gegen Frauen zu 

verhüten und zu bekämpfen – die 

sogenannte Istanbul-Konvention. 

Sie stuft als erster völkerrechtlicher 

Vertrag Gewalt gegen Frauen als 

Menschenrechts-verletzung und 

als geschlechtsspezifische Diskrimi-

nierung ein und soll Frauenrechte 

besser schützen.  

Deutschland hat die Istanbul-Kon-

vention gemeinsam mit 20 weite-

ren Nationen gezeichnet, 23 Staa-

ten haben die Konvention inzwi-

schen ratifiziert. Die Ratifizierung 

erfolgt nun mit dem Gesetzentwurf 

zu dem Übereinkommen des Euro-

parats vom 11. Mai 2011 zur Verhü-

tung von Gewalt gegen Frauen und 

häuslicher Gewalt. Ihn hat der Bun-

destag beschlossen. Damit erklärt 

sich Deutschland bereit, das Über-

einkommen vollständig und dauer-

haft umzusetzen. Deutschland ist 

inzwischen allen Verpflichtungen 

aus der Konvention nachgekom-

men. Dazu zählen die Einrichtung 

eines bundesweiten Hilfetelefons 

sowie die notwendige Reform des 

Sexualstrafrechts, die dem Grund-

satz „Nein heißt Nein“ folgt. 

 

Prävention, Schutz und Unterstüt-

zung der Opfer „Zweck des Über-

einkommens ist es, Frauen vor allen 

Formen von Gewalt zu schützen 

und Gewalt gegen Frauen und 

häusliche Gewalt zu verhüten, zu 

verfolgen und zu beseitigen“, so 

steht es in Artikel 1a der Konven-

tion. Darunter fallen körperliche, 

psychische und sexuelle Gewalt in-

klusive Vergewaltigung, Zwangs-

heirat, Verstümmelung weiblicher 

Genitalien, erzwungene Abtreibung 

und Sterilisation, Stalking sowie se-

xuelle Belästigung.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/120/1812086.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/120/1812086.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/120/1812086.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/120/1812086.pdf
http://www.michaela-engelmeier.de/kinderehen-konsequent-verbieten/
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/120/1812037.pdf


 

Unterhaltsvorschuss wird ausgeweitet

Allerziehende stehen unter beson-

derem Druck. Oft ist bei ihnen auch 

das Geld knapp, weil Alleinerzie-

hende häufig Teilzeitjobs haben. 

Gleichzeitig kommt es vor, dass der 

andere Elternteil den Kindesunter-

halt nur unregelmäßig oder nicht in 

voller Höhe oder gar nicht zahlt. 

Deshalb stecken viele Alleinerzie-

hende und ihre Kinder in der Ar-

mutsfalle. 

Die Verantwortung für die Erzie-

hung der Kinder übernehmen zu 

fast 90 Prozent Frauen. Gut die 

Hälfte aller Alleinerziehenden er-

hält keine Unterhaltszahlungen. 

In solchen Fällen springt der Staat 

ein und zahlt Unterhaltsvorschuss.  

Bisher wird der staatliche Unter-

haltsvorschuss maximal sechs Jahre 

lang und nur bis zum zwölften Ge-

burtstag eines Kindes geleistet. 

Zahlt der Ex-Partner danach weiter-

hin nicht, fehlt den Alleinerziehen-

den das Geld im Portemonnaie. 

 

Die SPD-Bundestagfraktion hat im 

September 2016 beschlossen, den 

Unterhaltsvorschuss auszuweiten.  

Der Bundestag hat jetzt die Reform 

des Unterhaltsvorschusses als Be-

standteil des Gesetzentwurfs zur 

Neuregelung der Finanzbeziehun-

gen zwischen Bund und Ländern 

beschlossen.  

Der Unterhaltsvorschuss wird ab 1. 

Juli 2017 bis zum 18. Geburtstag 

gezahlt. Außerdem entfällt die bis-

herige Begrenzung der Bezugs-

dauer. Der Bund beteiligt sich stär-

ker an den Kosten: Künftig über-

nimmt er 40 Prozent, und die Län-

der zahlen 60 Prozent. 

 

Für Alleinerziehende und ihre Kin-

der, die auf Grundsicherung (Ar-

beitslosengeld II) angewiesen sind, 

gibt es Sonderregelungen.  

 

Niemand versteht, dass die 

bisherige Bezugsdauer auf sechs 

Jahre begrenzt war. Ein Kind 

alleine zu erziehen ist eine große 

Verantwortung und jeden Tag 

eine Herausforderung. 

Durch den Unterhaltsvorschuss 

hilft der Staat berufstätigen 

Alleinerziehenden, ihre 

Doppelbelastung von Job und 

Kinderbetreuung besser zu 

stemmen, wenn der 

unterhaltspflichtige Elternteil 

seinen Verpflichtungen nicht 

nachkommt.  

 

 

Novelle des Bundesnaturschutzgesetzes 

Diese Woche haben wir abschlie-

ßend die Novelle des Bun-

desnaturschutzgesetzes be-
raten.  

Damit sollen die Grundlagen für ei-

nen umfassenderen Schutz der Na-

tur in Nord- und Ostsee sowie an 

Land gelegt werden. Hierzu werden 

Höhlen und naturnahen Stollen in 

die Liste der geschützten Biotope 

aufgenommen, um die Lebens-

räume von Fledermäusen, Schmet-

terlingen, Spinnen und anderen In-

sekten zu erhalten. Ein großer Er-

folg ist die Streichung des  

Einvernehmenserfordernis aller be-

troffenen Ressorts bei der Unter-

schutzstellung der Meeresschutz-

gebiete. Hier hatten die unionsge-

führten Ressorts bis zuletzt blo-

ckiert. Die SPD-Bundestagsfraktion 

konnte sich schließlich durchsetzen 

und eine Regelung finden, die auch 

die Umweltverbände vehement ge-

fordert hatten. Hier wurde nun 

endlich Klarheit geschaffen.  

https://www.bundestag.de/#url=L3ByZXNzZS9oaWIvMjAxN18wNi8tLzUxMTM0Mg==&mod=mod445722
https://www.bundestag.de/#url=L3ByZXNzZS9oaWIvMjAxN18wNi8tLzUxMTM0Mg==&mod=mod445722
https://www.bundestag.de/#url=L3ByZXNzZS9oaWIvMjAxN18wNi8tLzUxMTM0Mg==&mod=mod445722


 

Erste Ozeankonferenz in New York
Müll in den Weltmeeren, vor allen 

Dingen Plastikmüll, aber auch die 

Überfischung der Ozeane war 

Thema der ersten Ozeanschutz-

Konferenz der Vereinten Nationen 

in der vergangenen Woche.  

Als Mitglied der Delegation, die 

Bundesumweltministerin Barbara 

Hendricks begleitete, habe ich an 

der ersten Ozeankonferenz in New 

York teilgenommen.  

An der Konferenz beteiligten sich 

über 8.000 Teilnehmerinnen und 

Teilnehmer aus über 190 Staaten. 

Das Müllproblem in den Weltmee-

ren ist vielschichtig: Gerade in den 

Schwellen- und Entwicklungslän-

dern gelangt Plastikmüll über die 

Flüsse in die Meere. Aber auch Eu-

ropa und die USA sind für das Müll-

problem im Meer mitverantwort-

lich. Trotz guter Müllentsorgung 

gelangt Plastik in die Ozeane. Zum 

Beispiel durch Mikroplastikpartikel 

in Zahnpasten oder Cremes. 

Die Konferenz war auch der Start-

schuss für die Umsetzung der 

Nachhaltigkeitsstrategie (Agenda 

2030) der Vereinten Nationen im 

Meeresbereich.  

Ziel ist es einen grundsätzlichen 

Richtungswandel für den Umgang 

der Menschheit mit den Weltmee-

ren zu erreichen. Dazu hat es viel-

versprechende Ansätze gegeben,  

 

Das reicht von der Müllvermeidung 

bis zum Recycling. Auf der Konfe-

renz ist zum Beispiel ein Mee-

resstaubsauger vorgestellt worden, 

aber auch Produkte aus recyceltem 

Material, wie Sportschuhe aus Fi-

schernetzen. 

Zum Abschluss der ersten UN-Kon-

ferenz zum Schutz der Meere ha-

ben alle 193 Mitgliedstaaten der 

Vereinten Nationen ein Dokument 

unterzeichnet, das zur Vermeidung 

von Plastikmüll und zu Maßnahmen 

gegen die Übersäuerung der 

Meere aufruft.  

Die Staaten wollen auf freiwilliger 

Basis ihren Einsatz von Plastik redu-

zieren. Außerdem wollen sie Maß-

nahmen dagegen ergreifen, dass 

die Meere immer saurer werden, 

was wiederum dramatische Auswir-

kungen auf die Artenvielfalt in den 

Ozeanen haben könnte. In der Er-

klärung werden zudem die schädli-

chen Folgen des Klimawandels auf 

die Meere benannt. 

Mit Spannung war die Haltung der 

USA nach dem Ausstieg aus dem 

Klimaabkommen von Paris  erwar-

tet worden. Aber auch die USA 

schlossen sich an, distanzierten sich 

aber von einer Klimaschutz-Pas-

sage. 

Ich finde Deutschland hat sich hier 

gut präsentiert und wird eigene 

freiwillige Erklärungen einbringen, 

von denen es jetzt insgesamt be-

reits 1328 gibt. Die Zeit drängt. Zu 

lange wurden  Meeresverschmut-

zung und Überfischung geduldet“, 

erklärt der Bundestagsabgeord-

nete. Die Abschlusserklärung wird 

nicht ausreichen, sie kann aber zu-

sammen mit den vielen Initiativen 

eine längst Überfällige Entwicklung 

einleiten. 
 

Bessere Pflege in Krankenhäusern 

In den Krankenhäusern wird zu we-

nig Pflegepersonal beschäftigt. Das 

unterbesetzte Pflegepersonal muss 

mehr arbeiten, weshalb auch der 

Krankenstand beim Pflegepersonal 

in Krankenhäusern ansteigt. Und 

das geht zu Lasten der Kranken-

hauspatientinnen und -patienten. 

Seit langem hat sich die SPD-Bun-

destagsfraktion dafür eingesetzt, 

dass auf Bundes- und Länderebene 

verbindliche Personalmindeststan-

dards eingeführt werden.  

 

Der Bundestag hat das Ge-
setz zur Modernisierung der 

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/109/1810938.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/109/1810938.pdf


 

epidemiologischen Überwa-

chung übertragbarer Krank-
heiten beschlossen.  
Es ist längst wissenschaftlich be-

legt, dass es einen Zusammenhang 

zwischenguter Qualität in der Kran-

kenhausversorgung sowie der An-

zahl und der Qualifikation des Pfle-

gepersonals gibt.  

 

Das betrifft vor allem besonders 

sensible Bereiche, beispielsweise 

die Versorgung in der Intensivme-

dizin und den Nachtdienst. Noch in 

dieser Legislaturperiode werden 

die Ergebnisse der Expertenkom-

mission „Pflegepersonal im Kran-

kenhaus“ umgesetzt. 

 

Diese war zu dem Schluss gekom-

men, dass für eine sichere Patien-

tenversorgung und zur Entlastung 

der Beschäftigten mehr Personal in 

den Krankenhäusern erforderlich 

sei.  

Der Spitzenverband Bund der Kran-

kenkassen und die Deutsche Kran-

kenhausgesellschaft werden ver-

pflichtet, bis zum 30. Juni 2018 zu-

nächst für besonders sensible Be-

reiche verbindlich zu vereinbaren, 

wie viel Pflegepersonal dort min-

destens beschäftigt werden muss. 

Das wird als Personaluntergrenze 

bezeichnet. Ziel ist, die Sicherheit 

von Patienten und die Arbeitsbe-

dingungen von Pflegekräften zu 

verbessern. 

 

Deutliches Statement gegen Antisemitismus 
 

In drei Gruppen sind Motorradfah-

rer vor einigen Tagen von London 

aus in Richtung Israel aufgebro-

chen. Ziel ist Jerusalem, wo am 

6.Juli die jüdische Gemeinschaft die 

20. Makkabi World Games 

feiern wird. Eine große Sportveran-

staltung, ähnlich den olympischen 

Spielen, zu der über 10.000 Athle-

ten aus 80 Ländern erwartet wer-

den. Eine Biker-Gruppe hat in Lü-

nen Station gemacht und ich habe 

sie heute zusammen mit meinem 

Schatz Michaela Engelmeier nach 

Köln begleitet. Die Biker wollen auf 

die Makkabi Wold Games aufmerk-

sam machen, aber auch ein Zeichen 

gegen Antisemitismus und Diskri-

minierung setzen.  

Auf ihrer 5000 Kilometer langen 

Fahrt werden sie zehn Länder pas-

sieren.  

www.maccabiah.com/2017/; 
www.ride4solidarity.com

 

Die Bekämpfung des Antisemitis-

mus bleibt eine dauerhafte Auf-

gabe für Politik und Gesellschaft. 

Zu diesem Fazit kommt der Unab-

hängige Expertenkreis in seinem 

Bericht im Auftrag der Bundesre-

gierung.  

 

 

Zur Umsetzung seiner Ziele hat der 

Expertenkreis daher fünf zentrale 

Forderungen aufgestellt: Neben 

der Berufung eines Antisemitis-

musbeauftragten und der Festi-

gung des Unabhängigen Experten-

kreises sollen antisemitische Straf-

taten konsequent erfasst werden.  

 

 

Darüber hinaus fordern die Exper-

ten eine dauerhafte Förderung von 

Präventionsmaßnahmen und eine 

langfristige Förderung der For-

schung sowie die Schaffung einer 

ständigen Bund-Länder-Kommis-

sion. Die SPD-Bundestagsfraktion 

unterstützt die Forderungen des 

Unabhängigen Expertenkreises.

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/109/1810938.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/109/1810938.pdf
http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/18/109/1810938.pdf
http://www.maccabiah.com/2017/
http://www.maccabiah.com/2017/


 

Qualifizierung fördern 
 

 

Im persönlichen Gespräch mit der Arbeitslo-

seninitiative Lünen gab es eine angeregte Diskus-

sion über die Bekämpfung von Werkvertrags- und 

Leiharbeitsverhältnissen, die Mithilfe von Lohn-

dumping prekäre Arbeitssituationen schaffen. 

Zentraler Punkt waren auch die Pläne zur Siche-

rung einer gerechten Rente.  

 

 

Die Umwelt-Werkstatt Lünen ist eine gemeinnüt-

zige Beschäftigungs- und Qualifizierungsgesell-

schaft, die in Lünen und Selm tätig ist. Neben der 

praktischen und theoretischen Unterweisung 

spielt die Vermittlung von Schlüsselqualifikatio-

nen eine wesentliche Rolle in der Qualifizierung 

von Jugendlichen und jungen Erwachsenen.   

 

Die Umweltwerk-

statt praktiziert be-

reits das, was Mar-

tin Schulz in seiner 

Forderung nach ei-

nem Recht auf 

Qualifizierung und 

einem höheren 

Stellenwert für Weiterbildungen fordert.  

 

Wir müssen Menschen, die ihren Job verlieren o-

der nicht in das Berufsleben einsteigen können, 

schnell mit Qualifizierungsmaßnahmen helfen. 

Aus meiner Sicht der beste Weg um Langzeitar-

beitslosigkeit zu vermeiden. 

 

 

 

Ein sonniges langes Wochenende im Wahlkreis 
 

Herzlichen Glückwunsch zum 25-jährigen Bestehen dem Kreisver-

band #Hamm im Verband 

Wohneigentum! 

 

 

 

 

Glückwunsch auch an die Ju-

domannschaft des Bezirks 

Köln, die in einem packen-

den Finale die Düsseldor-

fer Judomannschaft besiegten und sich damit den NRW Pokal bei den 

Ruhrgames 2017 in Hamm geholt haben.  

 

Bei diesem tollen sportlichen Nachmittag im Jahnstadion in Hamm 

konnte ich Olympiasieger Frank Wienecke, den LSB Sportjugendvor-

sitzenden Jens Wortmann und Lisa Druba treffen. 

https://www.facebook.com/hashtag/hamm?source=feed_text&story_id=1199302753508081
http://www.ruhrgames.de/de/hamm/
https://www.facebook.com/wortmann.jens?fref=mentions


 

Am Wochenende "Thews on Tour" zusammen mit der SPD 

Selm beim Stadtfest in #Selm. Den ganzen Tag viele Aktionen und 

gute Gespräche. Ich freue mich darüber, dass so viele Vereine und 

Betriebe diesen Tag gestalten. Von mir gab es eine Glücksradak-

tion für Kinder und die Genossinnen und Genossen haben tolle 

Fotos mit historischen Kostümen 

geschossen! 

 

 

Beim Seniorenfrühstück der AG 60 Plus im Lüner-Norden ging es 

um meine politische Arbeit in Berlin und das Rentenkonzept der 

SPD, das Martin Schulz jetzt vorgestellt hat. Wir wollen das Ren-

tenniveau stabil halten. Das Gleiche gilt für die Beiträge und das 

Eintrittsalter. Mit einer Solidarrente sorgen wir dafür, dass jemand nach 

einem langen Berufsleben eine Rente hat, die deutlich über der Grundsi-

cherung liegt und wir wollen unversicherte Selbständige in die gesetzliche 

Rentenversicherung aufnehmen. http://spdlink.de/GuteRente  

Bei dem Wetter machte das Stadtpicknick in Lünen richtig Spaß!  

 

Ein Tag bei den kleinen Forscher
Der „Tag der kleinen Forscher“ am 

19. Juni ist ein bundesweiter Mit-

machtag für gute, frühe Bildung in 

den Bereichen Mathematik, Infor-

matik, Naturwissenschaften und 

Technik und liegt mit als Naturwis-

senschaftler besonders am Herzen.  

Darum war ich im „Haus der kleinen 

Forscher“ in der AWO-Kita: „Haus 

der kleinen Racker“ in Lünen - 

Alstedde und habe mit einigen Kin-

dern durch ein Mikroskop geschaut 

und über Mülltrennung und Recyc-

ling gesprochen. Ein spannender 

Vormittag nicht nur für die Kinder 

sondern auch für mich.  

Der Tag der kleinen Forscher findet 

jedes Jahr statt und soll die Begeis-

terung für das Forschen wecken 

und ein Zeichen für die Bedeutung 

der frühen Bildung setzen.  

Der Aktionstag steht in diesem Jahr 

mit dem Motto „Zeigst du mir 

deine Welt? Vielfalt im Alltag ent-

decken“ ganz im Zeichen von Bil-

dung für nachhaltige Entwicklung. 

Immer mehr Kindergärten zeigen 

Interesse für diese Thematik und 

beteiligen sich an Programmen, wie 

dem „Tag der kleinen Forscher“ 

und bringen Kindern die Naturwis-

senschaften näher. 

www.tag-der-kleinen-forscher.de 

 

 

 

 

 

 

 

Viele Grüße aus dem sommerlichen Berlin und ein herzliches Glückauf 

Euer Michael Thews 

 

https://www.facebook.com/spdselm/?fref=mentions
https://www.facebook.com/spdselm/?fref=mentions
https://www.facebook.com/hashtag/selm?source=feed_text&story_id=1199302493508107
http://spdlink.de/GuteRente

